Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1585 


Antrag 

der Abgeordneten Neuburger, Haussier, Scharnberg, Dr. Krone 
und Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über Kapitalanlagegesellschaften 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Kapitalanlagegesellschaften (Invest- 
mentgesellschaften) im Sinne dieses Gesetzes 
sind Unternehmungen, welche ihnen anver- 
traute Mittel nach dem Prinzip der Risiko- 
mischung in Aktien, Kuxen, Anteilen oder 
Genußscheinen anderer Erwerbsgesellschaften 
oder in Schuldverschreibungen anlegen, über 
die Beteiligung an dem Anlagevermögen An- 
teilscheine (Investmentzertifikate) ausgeben 
und die Anlagewerte treuhänderisch für die 
Inhaber der Anteilscheine verwalten. 

(2) Sie dürfen nur in der Form der Aktien- 
gesellschaft oder der Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung betrieben werden und 
unterliegen dem Gesetz über das Kreditwe- 
sen vom 25. September 1939 (Reichsge- 
setzbl. I S. 1955) in der Fassung vom 
23. Juli 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1047) und 
vom 18. September 1944 (Reichsgesetzbl. I 
S. 211). 

(3) Kapitalanlagegesellschaften dürfen Ge- 
schäfte anderer Art nicht betreiben. 

§ 2 

(1) Das Anlagevermögen ist Treugut, wel- 
ches von der Gesellschaft als Treuhänder für 
die jeweiligen Inhaber der Anteilscheine als 
Treugeber treuhänderisch verwaltet wird. 

(2) Die Anlagewerte sind als Treugut in 
gesonderten Depots zu verwahren, die als 
zum Anlagevermögen gehörig zu kennzeich- 
nen sind. Entsprechendes gilt von den zum 


Anlagevermögen gehörigen Geldmitteln (Ka- 
pitalbeträgen und Erträgnissen), die auf ge- 
sonderten Konten getrennt von den eigenen 
Mitteln der Gesellschaft (Betriebsmitteln, 
Vergütungen für die Verwaltung des An- 
lagevermögens usw.) zu halten sind. 

(3) Die Gesellschaft kann über die Anlage- 
werte verfügen und alle Rechte aus densel- 
ben einschließlich von Stimmrechten aus- 
üben. Sie soll solche Verfügungen nur nadi 
Maßgabe der Anteilscheinbedingungen vor- 
nehmen. Eine Verpfändung, Sicherungsüber- 
eignung und Sicherungsabtretung ist unwirk- 
sam, doch bleiben die Vorschriften über den 
gutgläubigen Erwerb Vorbehalten. Eine Auf- 
rechnung gegen zum Anlagevermögen gehö- 
rige Guthabenforderungen ist unzulässig. 

(4) Arreste und Zwangsvollstreckungen in 
die Konten und Depots des Anlagevermö- 
gens finden nur wegen der Ansprüche aus 
den Anteilscheinen statt. Ist über das Ver- 
mögen der Kapitalanlagegesellschaften Kon- 
kurs eröffnet, so werden die Anlagewerte 
ausgesondert und durch den Konkursverwal- 
ter zugunsten der Inhaber der Anteilscheine 
liquidiert. 

§ 3 

(1) Die Vertragsbedingungen, die der Aus- 
gabe der Anteilscheine zugrunde liegen, müs- 
sen auf diesen vollständig wiedergegeben 
sein. 

(2) Sie müssen insbesondere ergeben, 

a) nach welchen Grundsätzen die Auswahl 
und Verwaltung der Anlagewerte erfol- 
gen soll, 
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b) in welcher Höhe eine Barreserve zu hal- 
ten ist, 

c) wie die Vergütung bemessen wird, die 
die Gesellschaft für ihre Tätigkeit erhält, 

d) wie die Ausgabepreise der Anteilstheine 
errechnet werden, 

e) unter welchen Bedingungen die Anteil- 
scheininhaber von der Gesellschaft die 
Rücknahme der Anteilscheine verlangen 
können, 

f) in welcher Weise die Rechenschaftsbe- 
richte über die Entwicklung des Anlage- 
vermögens und seine Zusammensetzung 
erstattet und der Öffentlichkeit zugäng- 
lich gemacht werden sollen. 

§ 4 

(1) Die Anteilscheine können auf den In- 
haber gestellt werden. 

(2) Die Höhe der Beteiligung des einzel- 
nen Anteilscheines an dem Anlagevermögen 
ergibt sich aus der Teilung des gesamten An- 
lagevermögens durch die ausgegebenen und 
noch nicht zu Lasten des Treuhandvermö- 
gens zurückgekauften Anteilscheine. 

(3) Anteilscheine mit verschiedenen Rech- 
ten bezüglich desselben Fonds dürfen nicht 
ausgegeben werden, doch können mehrere 
Anteile in einer Urkunde verbrieft werden. 

(4) Anteilscheine dürfen nur gegen Voll- 
zahlung ausgegeben werden. Sacheinlagen 
sind unzulässig. 

(5) Bei laufendenr Ausgabe von Anteil- 
scheinen muß der Ausgabepreis dem Wert 
der Anteile, der auf Grund der jeweils letzt- 
bekannten Kurswerte aller zum Anlagever- 
mögen gehörigen Wertpapiere einschließlich 
der Barbeträge ermittelt wird, zuzüglich 
eines angemessenen Zuschlages für die Aus- 
gabekosten entsprechen. 

(6) Bei der Rücknahme der Anteile durch 
die Gesellschaft darf der in den Anteilschein- 
bedingungen zu regelnde Rückkaufpreis den 
nach Absatz 5 zu ermittelnden Wert des An- 
teils abzüglich eines angemessenen Unkosten- 
beitrages nicht überschreiten. 

§ 5 

(1) Eine Kapitalanlagegesellschaft darf 
nicht mehr als 5 v. H. des Anlagevermögens 
in Werten ein und desselben Unternehmens 
anlegen. Anteilscheine anderer Kapitalanla- 


gegesellschaften dürfen nicht erworben wer- 
den. 

(2) Eine Kapitalanlagegesellschaft darf nicht 
mehr als 5 v. H. der im Umlauf befindlichen 
Aktien oder sonstigen Werte eines und des- 
selben Unternehmens erwerben. 

§ 6 

Ausschüttungen auf die Anteilscheine dür- 
fen nur aus den Erträgnissen der Anlage- 
werte, nicht aus Kursgewinnen oder dem Er- 
lös aus der Verwertung von Bezugsrechten 
und Gratisaktien vorgenommen werden. 

§ 7 

(1) Die Gesellschaft muß mindestens ein- 
mal jährlich einen Rechenschaftsbericht er- 
statten, der eine Ertragsrechnung und eine 
Aufstellung über die Zusammensetzung des 
Anlagevermögens unter detaillierter Anfüh- 
rung der Anlagepapiere nebst Angabe der 
Kurswerte enthält. 

(2) Bei der jährlichen Prüfung des Jahres- 
abschlusses sind gleichzeitig die Guthaben 
und Depots des Anlagefonds und die Ge- 
schäftsführung der Gesellschaft auf die Ein- 
haltung dieses Gesetzes, der in den Anteil- 
scheinen niedergelegten Vertragsbedingun- 
gen und auf die Übereinstimmung mit den 
Angaben des Rechenschaftsberichtes zu prü- 
fen. Das Ergebnis der Prüfung ist in den 
Rechenschaftsbericht aufzunehmen. 

§ 8 

(1) Kapitalanlagegesellschaften unterliegen 
mit dem treuhänderisch für die Inhaber der 
Anteilscheine verwalteten Anlagevermögen 
weder der Körperschaftsteuer noch der Ge- 
werbesteuer oder Vermögensteuer. 

(2) Für die Besteuerung der Anteilschein- 
inhaber sind die an dem jeweils maßgeben- 
den Stichtag geltenden Ausgabepreise der 
Anteilscheine und die von der Kapitalanlage- 
gesellschaft ausgeschütteten Erträgnisse maß- 
gebend. 

(3) Die Ausgabe der Anteilscheine ist we- 
der gesellschaft- noch wertpapiersteuer- 
pflichtig. 

(4) Der Erwerb von Wertpapieren durch 
Kapitalanlagegesellschaften ist von der Bör- 
senumsatzsteuer befreit. 

(5) Kapitalertragsteuer, die von den Er- 
trägnissen des Anlagevermögens einbehalten 
worden ist, gilt anteilig als zu Lasten der An- 
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teilscheininhaber einbehalten. Ausschüttun- 
gen auf die Anteilscheine selbst unterliegen 
nicht mehr der Kapitalertragsteuer. 

§ 9 

Im Rahmen der steuerlichen Bestimmungen 
über Kapital ansammlungsverträge (§ 10 

Abs. 1 Ziffer 4 EStG 1955) stehen die An- 
teilscheine den festverzinslichen Wertpapieren 
gleich. 


§ 10 

Das Gesetz tritt am Tage seiner Verkün- 
dung in Kraft. 

Bonn, den 9. Juli 1955 

Neuburger 

Haussier 

Scharnberg 

Dr. Krone und Fraktion 
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